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SOZIALES

Nach neuesten Untersuchun-
gen leben etwa 13,3 Millionen er-
wachsene Hörgeschädigte in
Deutschland, davon sind ca. 2,5
bis 3 Millionen Hörgeräteträger.
Weitere 2,5 Millionen Menschen
benötigen Hörgeräte, die sie aber
aus verschiedenen Gründen ab-
lehnen.

Trotz steigender Zahl der Be-
troffenen (z. B. aufgrund anstei-
gender Lärmschwerhörigkeit)
stagniert seit längerem die Zahl
der jährlich verkauften Hörgerä-
te. Hierfür sehen wir die hohen
Kosten als mit ursächlich an. Im-
mer mehr Menschen sind nicht
oder unterversorgt und leben in
erheblicher kommunikativer
und sozialer Isolation. 

Ein Eigenanteil von 2000 bis
4000 Euro für zwei Hörgeräte
war schon bisher keine Selten-
heit. Bei einer durchschnittli-
chen Lebensdauer der Hörgerä-
te von 5-6 Jahren, 3500 Euro Ei-
genleistung und einem jährli-
chen Batterienbedarf von 100
Batterien ergeben sich hochge-
rechnet etwa 60 Euro, die ein
Hörgeräteträger Monat für Mo-
nat selbst aufwenden muss. 

Leider gibt es noch immer zu
viele Schwerhörige, die nur ein-
seitig mit einem Hörgerät ver-
sorgt sind. Dabei sind zwei Hör-
geräte bei beidseitiger Schwer-
hörigkeit ebenso notwendig wie
eine Brille bei beidseitiger Seh-
schwäche – und niemand würde
heutzutage einem Sehbeein-
trächtigten einen Monokel zu-
muten!

Geräte zweiter Wahl
Hörgeschädigte Schüler über

18 Jahren, Studenten, Auszubil-

dende, Arbeitslose oder Senioren
mit geringer Rente können sich
technisch zufriedenstellende
Hörgeräte schlicht nicht leisten.
Sie müssen sich mit Geräten zu-
frieden geben, die dem Stand vor
5 oder 10 Jahren entsprechen.
Und viele dieser unzureichenden
Geräte landen in der Schublade,
da sie kein zufriedenstellendes
Sprachverstehen ermöglichen.
Schubladengeräte sind die
schlimmste Verschwendung der
finanziellen Ressourcen im Ge-
sundheitswesen! 

Mit der Gesundheitsreform
sind neue Belastungen dazuge-
kommen: Praxisgebühr, Ge-
bührenerhebung von 10 Euro
sowie bei jeder Reparatur. Dar-
über hinaus wird beim Festbe-
trag für das 2. Hörgerät ein Ab-
schlag von 20% abgezogen, was
sachlich nicht gerechtfertigt ist
und voll zu Lasten der Betrof-
fenen geht. 

Bisher hat es nach Ausstat-
tungskomponenten gestaffelte
Festbeträge gegeben. Seit Be-
ginn 2005 gilt nur noch ein bun-
deseinheitlicher Festbetrag in
Höhe von 421,28 Euro, und zwar
für alle Hörgerätegruppen.

Unnötiger Luxus?
Durch diese Regelung werden

hochgradig schwerhörige Men-
schen besonders stark benach-
teiligt. Sie benötigen technisch
aufwändige und damit teure
Hochleistungsgeräte, um wenig-
stens teilweise kommunikations-
fähig zu sein. 

Im Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetz wurde eine Be-
schränkung der Zuzahlung von 2
Prozent des Brutto-Einkommens
festgelegt – seltsamerweise wer-
den dabei die Eigenleistungen
bei der Hörgeräteversorgung
nicht als anrechenbare Zuzah-
lung gewertet, sondern als
unnötigen Luxus angesehen, als
hätten hörgeschädigte Menschen
sich ihre Behinderung selbst zu-
zuschreiben.

Völlig unbeachtet blieben bis-
lang die Folgen einer unzurei-
chenden Versorgungen mit Hör-
geräten: verminderte Kommuni-
kationsfähigkeit führt zu sozia-
ler Isolation, hierdurch werden
psychosoziale Probleme aus-
gelöst, die sich in physischen Er-
krankungen ausdrücken und de-
ren Behandlung oft teurer ist als
die ausreichende Hörgerätever-
sorgung. Diese Zusammenhänge
werden von den Krankenkassen
auch deshalb nicht gesehen, weil
sie sich über mehrere Jahre hin-
weg langsam entwickeln.

Rolf Erdmann
Sollten Sie Probleme bei der

Versorgung mit einem Hörgerät
haben, wenden Sie sich an die
Beratungsstelle des SoVD in Ih-
rer Nähe. 

Weitere Informationen:
www.schwerhoerigennetz.de 

Wie sozial ist die Hörgeräteversorgung?
Die Auswirkungen des Gesundheitsmodernisierungsgesetzes (GMG) 
treffen chronisch kranke und behinderte Menschen besonders hart. 

Welche Folgen das für Hörgeschädigte hat, betrachtet kritisch Rolf Erdmann, 
1. Vorsitzender des Landesverbandes der Schwerhörigen und Ertaubten 

Niedersachsen e.V., in einem Gastbeitrag.

Auto? Mobil!
Führerschein für Menschen mit Behinderungen

Für die meisten Menschen ist
es ganz einfach, den Führer-
schein zu bekommen: Sie gehen
zu einer Fahrschule, melden
sich zum theoretischen und
praktischen Unterricht an und
haben nach bestandener Prü-
fung die Fahrerlaubnis. Ganz
anders sieht die Situation für
Menschen mit Behinderungen
aus, denn den meisten Fahr-
schulen fehlt es an Wissen und
an umgerüsteten Fahrzeugen. 

Menschen mit Behinderungen
stellen andere Fragen: Welche
Umbauten brauche ich, und
welche sind vom TÜV zugelas-
sen? Wer führt die Umrüstung
durch und was kostet das? Wel-
che Umrüstungsmöglichkeiten
lässt der TÜV zu?

Es gibt eine Vielzahl an ver-
schiedenen Lenk- und Brems-
systemen, die mit den Händen
zu bedienen sind. Diese Syste-
me können so konzipiert sein,
dass sie auch einhändig zu be-
dienen sind, so zum Beispiel mit
einem Joystick. Die weiteren
Schaltungen wie Licht oder
Scheibenwischer können mit
Hilfe eines Sprachprogrammes
bedient werden.

Auch zum Einsteigen gibt es
verschiedene Möglichkeiten.
Der Rollstuhl kann mit Hilfe ei-
nes Greifarmes von der Fahrer-
tür in den Kofferraum verladen
werden. Manche Behinderun-
gen lassen die Einstiegsbewe-
gung, die man machen muss,
nicht zu. In diesen Fällen kann
ein drehbarer Fahrersitz einge-
baut werden, der sich seitlich
aus dem Auto heraus und wie-
der hinein dreht. Genauso be-

steht die Möglichkeit, den Au-
tositz ganz auszubauen und mit
speziellen Verankerunksyste-
men den Rollstuhl als Autositz
zu benutzten. Der Rollstuhl ge-
langt in diesen Fällen über eine
Rampe ins Fahrzeuginnere und
fährt bis zum Lenkrad vor. Bei-
spiele gibt es auf den Internet-
seiten www.paravan.com und
www.felitec.de.

Hör- und Sprachgeschädigte
sind beim Autofahren nicht auf
Hilfsmittel angewiesen. Sie ste-
hen vor ganz anderen Proble-
men. Fahrschulen, die auf die
Ausbildung von Hör- und
Sprachgeschädigten speziali-
siert sind, führen die Fahrstun-
den in Gebärdensprache durch.
Da es jedoch für den theoreti-
schen Unterricht keine Lehr-
medien für Gehörlose gibt,
muss vorab geprüft werden, ob
ein Gebärden-Dolmetscher vor
Ort ist, weil das Lehrbuch und
die Fragebögen nicht so konzi-
piert sind, dass sie allein als
ausreichende Vorbereitung für
die theoretische Prüfung dienen
könnten.

Wer eine geeignete Fahrschu-
le für Menschen mit Behinde-
rung in seiner Umgebung sucht,
kann sich an die integ Jugend
im SoVD Niedersachsen  wen-
den. Informationen beim SoVD
Niedersachsen unter Tel.: 0511-
70 148 39 oder birgit.kloss@so-
vd-nds.de bzw. im Internet bei
der Vereinigung der Fahrschul-
lehrer unter www.fahrlehrer-
verbaende.de. Zu beachten ist,
dass sich die meisten Fahrschu-
len nur auf ein oder zwei Han-
dicaps spezialisiert haben. JB

In der Mietwohnung: 
Anspruch

auf Barrierefreiheit 

Das kann auch jungen Men-
schen passieren: durch einen
Unfall, durch Krankheit oder
durch eine Behinderung ist die
Bewegung zeitweise oder auf
Dauer eingeschränkt. Viele Äl-
tere kennen das Problem oh-
nehin – das Treppensteigen fällt
irgendwann schwer, der Bade-
wannenrand ist zu hoch, die
Türschwellen sind auf einmal
ein Hindernis. Was viele nicht
wissen: Seit der Mietrechtsre-
form vom September 2001 ha-
ben Mieterinnen und Mieter ei-
nen Anspruch auf Barriere-
freiheit.

Danach kann der  Mieter vom
Vermieter die Zustimmung zu
baulichen Veränderungen ver-
langen, die für eine behinder-
tengerechte Nutzung der Woh-
nung oder des Hauses nötig

sind. Die Kosten für die bauli-
chen Veränderungen müssen in
der Regel von der Pflegeversi-
cherung, der Krankenkasse
oder Berufsgenossenschaft ge-
tragen werden. „Der Mieter
kann den Wunsch nach einem
Umbau an uns herantragen.
Wir sind dann für unsere Mie-
ter sowohl bei der technischen
Umsetzung als auch bei der
konkreten Antragstellung be-
hilflich“, sagt Manfred Kruse,
Leiter der Hausverwaltung bei
der Reichsbund Wohnungsbau
GmbH.

Nähere Informationen erteilt
die Reichsbund Wohnungsbau
GmbH unter der Rufnummer
05 11 / 49 60 20 oder donners-
tags von 15 bis 17 Uhr während
der Beratungszeit im Sozialin-
formationszentrum des SoVD
Niedersachsen, Herschelstraße
31, 30159 Hannover. Übersich-
ten über Vermietung und Ver-
kauf von Häusern und Woh-
nungen sind im Internet unter
www.reichsbundwohnungs-
bau.de aufgelistet. som

SoVD-Mitglied Birgit Helbig
(37) aus Peine leidet seit fünf Jah-
ren an einer schweren Form Mul-
tipler Sklerose (MS) und kann ihr
Bett nicht mehr verlassen. Sie
wohnt in der zweiten Etage ihres
Elternhauses, in dem auch ihr
Bruder wohnt und sie pflegt. 

Anfang Februar mühten sich
Sanitäter vom Arbeiter-Samari-
ter-Bund (ASB) ab, die Patientin
unter Schmerzen mit einem Tra-
getuch die 40 Stufen hinab zum
Krankenwagen zu tragen. Für
den Rücktransport hatte der
ASB die Feuerwehr angefordert,
um der Patientin die Tortur mit
dem Tragetuch zu ersparen. Drei
Sanitäter und drei Feuerwehr-
leute waren mit voller Ausrü-
stung angerückt und brachten
Birgit Helbig schließlich mit der
Drehleiter über das Fenster in ih-
re Wohnung. 

Der Bruder Thomas Helbig hat
bereits im vergangenen Sommer
einen Treppenstuhl bei der Bar-
mer beantragt, um seiner Schwe-
ster eine gewisse Mobilität zu er-
möglichen. „Wir sind darauf an-
gewiesen, schon allein wegen der
Besuche beim Arzt und Apothe-
ker und um Freunde besuchen zu
können.“

Einen Treppenstuhl hat die
Barmer jedoch abgelehnt. Mit
der Begründung, daß die Benut-
zung eine zusätzliche Belastung
für die Patientin darstelle. Tho-

Mit der Drehleiter ins Bett gebracht
Die Feuerwehr half einer MS-Patientin nach ihrem Arztbesuch in die 
Wohnung zurück. Grund: Die Familie wartet auf einen Treppenstuhl

mas Helbig hat Widerspruch ein-
gelegt, das Verfahren läuft noch. 

Angela Steuer, Sozialberaterin
im SoVD Peine, kennt Birgit Hel-
big als SoVD-Mitglied seit 10
Jahren und ist empört: „Wie ge-
fährlich sind denn die bisherigen
Maßnahmen? Der Bruder muss
seine Schwester immer Hucke-
pack tragen und hat bereits einen
Bandscheibenvorfall. Die Feuer-
wehr hat Frau Helbig in schwin-
delnde Höhe gehievt, obwohl sie
mitunter Atemausfallerschei-

nungen hat. Seit diesem Ereignis
geht es ihr gesundheitlich sehr
schlecht.“ 

Der Barmer ist dieser Vorfall
unangenehm. Arnold Sell, Re-
gionalgeschäftsführer der Bar-
mer Braunschweig: „Das letzte
Wort ist noch nicht gesprochen,
man muss das laufende Wider-
spruchsverfahren noch abwar-
ten. Ich gehe davon aus, dass die
räumliche Situation im Zuge des
Verfahrens noch mal überprüft
wird.“ SD

Christian Bierwagen, Fotograf der Peiner Allgemeinen Zeitung, hielt
den Moment des ungewöhnlichen Transportes fest
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